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- Der 55 Senat des Bundeésözialgerichts hat auf die
mündliche Verhandlüng vom 20„ Oktober 1972 hin'

[durch den Vorsitzenden Richter Dr;.L a‘n % k_e i t,—

die Richter Schroeder—Printzen Und Spielmeyerl
und die ehrenamtlichen Richter Dr° Fritzemeyer_und

Vogt ’ ’ '

' für Recht erkennt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des

fLendessozialgerichts Rheinland—Pfalz vom 4° N0e

vember 1971 wird zurückgewiesen°

Die Beklagte hat demKläger die außergeribhtlichen
Kosten äes Revieionsverfahren■ zu erstatten°
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Die Beteiligten streiten darüber) ob die beklagte Allge—
meine Ortskrankenkasse (AOK) verpflichtet ist, dem Kläger V:'

für seinen Sohn Karl—Heinz die beantragte kieferorthopä—

dische Behandlung Zu gewähren„. ' ‘

Aufgrund eines von dem Kassenzahnärzt Sn■äii am
27° Januar’

1969 aufgestellten kieferorthopädischenkBehandlungspläns

war für den 1959 geborenen Sohn des Klägers eine kieferé
orthopädische Behandlung mit einer voraussichtlichen

Dauer von drei bis vier Jahren und einem Kostenaufwand

von l„052,50 DM wegen "verengten'0berkiefers‚ starker

Torsion der Zähne 1/1 und Diastemas, Au£Wanderung [E;é$
/€; teilweiSen Kreuzbisses vorn und ungesicherten Neutral—

bisses bei distaler Verzahnung III/III" vorgesehen° Hier-

zu teilte die Beklagte dem Kläger mit, sie gewähre zu den
Kosten dieser Behandlung einen Zuschuß Von 200,——9M„ Am
28° August 1969 beantragte der Kläger die Übernahme der

’ >Gesamtkosten der kieferorthopädischen Behandlung
durch die!—

Beklagte° Er verwies hierzu auf ein Schreiben des Gesund—
heitsamtes Altenkirchen vom 29° Juli 1969, wonach die vor—
gesohlagene Behandlung dringend notwendig sei; weil bei

seinem Kinde eine erhebliche Kieferenomalie und eine da—

durch bedingte Fehletéllung der Zähne im BereiCh des Ober—
}und Unterkiefers bestehe, durch die nicht nur die Kaufähig—ä

keit stark eingeschränkt werde; sondern erfahrungsgemäß

auch vor2eitig Schäden im Bereich der Zähne, des Zahn—
‘_fleisches und des Magen—Darmkanals hervorgerufen würden„'

Während der behandelnde Zahnarzt meinte, es handele sich

um eine Erkrankung im Sinne der Reichsversicherungsordnung

(EVO), vertrat der Chefarzt des Instituts für physikalische
Therapie und Röntgeninstituts der AOK für den Stadtkreis
Koblenz, Dr„ Dr° ‘:33; nach Besichtigung des Kiefermodells
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gegenüber der Beklagten die Auffassung, die vorgesehene Regu—
lierung stelle eine Maßnahme der vorbeugenden Gesundheits-

fürsorge dar° Daraufhin lehnte die Beklagte die Übernahme '

der Gesamtkosten durch Bescheid vom 2° Dezember 1969 ab°

Der Widerspruch blieb erfolglos° Das Sozialgericht (SG)

hat die Beklagte verurteilt, die Kosten der kieferorthopäd—‘

dischen Behandlung des Sohnes des Klägers im Wege der Fami—.

,
lienhilfe zu tragen° Das Landessozialgericht (LSG) hat die

—
Berufung der Beklagten unter Neufassung des Tenors des SG

lzu_rücikgewiesen° Unter Hinweis auf die Rechtsprechung des

Senats hat es die Kieferanomalie als regelwidrigen Körper—

zustand im Sinne der BVG angesehen° ZWar gebe es praktisch
keinen in jeder Beziehung als.einWandfrei zu bezeichnenden

Kiefer° Ein regelwidriger Körperzustand liege_jedenfalls

dann vor, wenn—derKiefer seine natürlichen Funktionen,
nämlich das Beißen, Kauen und Artikulieren der Sprache,
nicht im normalen Umfange'zu—erfüllen vermöge° Eine unter

vdemnormalen Umfang—liegende Erfüllung der natürlichen Kie—
ferfunktionen liege bereits dann vor‚ wenn auch nur eine ‘ ‘

der genannten drei Funktionen deutlich behindert sei° Das

sei im vorliegenden Fall gegeben, Wie sieh aus den inso_'

weit übereinstimmenden'Beurteilungen des Gesundheitsamtsß

Altenkirchen einerseits und des DmDr° Arnt andererseits

ergebe° Daß dieser in der wesentlichen BeeinträChtigung

—der natürlichen Funktionen des Kiefers bestehende regel—
widrige Körperzustand einer Heilbehandlung zugänglich sei,

.
werde von_keinem der Beteiligten bestritten°

Gegen dieses Urteil hat die Beklagte die vom LSG zugelas—
sene Revision eingelegt und Zur Begründung ausgeführt:

Es handele sich bei der Behandlung des Sohnes des Klägers

nicht um eine Heilbehandlung‚ sondern um eine vorbeugende.

Maßnahmezur KrankheitsverhütungoDie fachä—rztlicheBeur-‚
'teilung des Instituts für physikalische Therapie und Rönt»
geninstituts sei durch das amtsärztliche Gutachten nicht

widerlegt°
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Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Landessozialgerichts Rheinland—Pfalz

vom 4 November 1971 und das Urteil des Sozialgerichts

°.Koblenz vom 24 Juni 1970 aufzuheben und die Klage
‚abzuweisen„

.
Der Kläger ist im Verfahren vor dem Bundessozialgericht

(BSG) nicht vertreteno

'II‘

Die_Revision der Beklagten ist unbegründet‚

Nach@182Abs„ 1 Nr„ 1 BVDi„v„m„ %205BVDhabenVer—
sicherte für bestimmte unterhaltsberechtigté Angehörige

Anspruch auf Krankenpflege, die u„a‚ ärztliche und zehn—V

är2tliché Behandlung umfaßt; vom Beginn der Krankheit an°
Voraussetzung für den Anspruch auf Krankenpflege ist mit—

' hin eine Krankheit° Die RVO selbst enthält keine Legal—

definition dieses Réchtsbegriffs°

“Im zahnmedizinischen Bereich ist nach 5-1 Abs° 2-des

Zahnheilkundegesetzes(ZHG)vom51“ März1952 (BGBl_I
221) Krankheit jede von der Norm abweichende Erscheinung

im Bereich der Zähne, des Hundes und der Kiefer ein—

'schließlich der Anomalien der_Zahnstellung und des Fehlens

_von Zähnen„Wie der Senat jedoch in BSG11, 102, 111 f
ausgeführt hat, Verfolgt diese Vorschrift einen anderen

Zweck als_die Bestimmungen der RVG, Diese weite Fassung

des ZHG kann mithin nicht auf den Bereich der gesetz—

lichen Krankenversicherung übertragen werden° Es ist viel—

mehr von dem Krankheitsbegriff der_RVO auezvgehenav

Im Anschluß an die ständige-Rechtsprechung des Reichsverw

sicherungsamts —RVA—(AN 1916, 541; l920,}519; l957, 265),

‚_ 5 , '
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die der des Preußischen Oberverwaltungsgerichts entspricht (Preuß—

VerwBl Jahrgang 25, 602), hat der Senat als Krankheit einen regel—
widrigen Körper; oder Geisteszustand angesehen, der ärztlicher Be—

handlung bedarf oder — zugleich oder ausschließlich — Arbeitsunfähig—
keit zur Folge hat (BSG l5, l54; 26, 240; 50, 151)„ Als regelwidrig

hat der Senat einen Körperzustand beurteilt, der von der durch das
Leitbild des gesunden Menschen geprägten Norm abweicht (BSG 26, 240,

242)° Der seinerseits nicht leicht zu umschreibende Begriff der
‘_"Gesundheit" ist dabei für die Rechtspraxis ausreichend mit dem Zu—

‘stand_gleichzusetzen, der demEinzelnen die Ausübung der körperlichen
Funktionen ermöglicht (vgl; BSG 50, 151, 153), >

Wie der Senat in dem zur VeröffentliChUng bestimmten Urteil
vom '

_selben Tage — 5 BK 95/71 — entschieden hat, ist von der Funktions—n

tauglichkeit her auch der Krankheitswert von Kiefer— und Zahnanoma—_
lien zu

beurteilen° Nicht jede Abweichung von der morphologischen v_
Idealnorm des Gebisses, der Kiefer sowie des Hundes und des Rachen—

raumes stellt schon eine "Regelwidrigkeit" im Sinne des aufgezeigten
Krankheitsbegriffs dar; Kann'jedoch der Kiefer eine seiner wesent—
lichen Funktionen, nämlich das Beißen, Kanon und Artikülieren der

‚Sprache nicht in befriedigendem Umfang erfüllen, liegen also Funk—
Ä tionsstörungen vor, dann ist ein régelwidriger Körperzustand gegeben"

Das hat auch das LSG zutreffend erkannt° - ‘ " >

Eine Krankheit im Rechtssinne(so BVAu„a° in AN1955,GE4992s„1v
552, 1957, GE 5115 8° IV 265) oder eine Krankheit im Sinne der Kran—

kenVersicherung (so RVA in AN 1920, 520) liegt allerdings nur dann

„
vor, wenn der regelwidrige Körperzustand eine Behandlung bedarf° ‘

Diese Behandlungsbedürftigkeit_hat der Senat dann bejaht, wenn ein

regelwidriger Körperzustand ohne ärztliche Hilfe nicht mit Aussicht

‚auf—Erfolg behoben, mindestens aber gebessert oder vor Verschlimme—

„rung bewahrt werden kann oder wenn ärztliche Behandlung erforderlich

ist, um Schmerzen oder sonstige Beschwerden zu lindern (BSG 15, 154;

26, 240, 245;28,_114,115)

;,g _"
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Hiernach entfällt das Bedürfnis nach Behandlung, wenn be—

gründete Aussicht besteht‚ daß die gestörte Körperfunkti0n

sich auch ohne ärztliche Hilfe normalisiert° Eine Kiefer—.

oder Zahnstellungsanomalie ist somit nicht behandlungs—

bedürftig, wenn eine Selbstregulierung der Fehlstellung-

der Zähne hinreichend wahrscheinlich ist°

=Besteht diese begründete Aussicht aber nicht, so
erf0r— »'

—dert die Anomalie zahnärztliche Behandlung schon denn; V

wenn auf dieSe Weise die Beeinträchtigung einer oder mehre—

rer der genannten Pünktionen des Kiefer4 und Zehnsystems

‘ganz oder teilweise behoben werden kann° Das Ziel der Her—

'3stellung they“: Wiederherstellung'der Funktionstauglich—
'"keit_rechtfertigt bereits für sich allein das Behandlungs—

dbedürfnise ’ ’

Inwieweit die Ergänzung der Richtlinien für eine ausrei—7

”chende zweckmäßige und Wirtschaftliche kassenzahnärzt=
t'liche Versorgung vom 25„ August 1971, BundeSanzeiger 1972

Nr.,167 s„ l die vom°Bunaesausschußder Zahnärzteund
Krankenkassen beschlossen und vom

Bundesminister für Ar—

beit und Sozialordnung am&52 August 1972 bekanntgegeben
jwurde,.den vorstehend entwickelten Rechtsgrundsätzen ent—
spricht und insbesondere den Kreis der Kiefer— und Zahn—

nifehlstellungen mit Krankheitswert richtig abgrenzt, braucht

.der Senat nicht zu entscheideno'Abgesehen davon, daß diese
Richtlinien den vorliegenden Sachverhalt schon deswegen

nicht erfassen, weil die kieferorthopädische Behandlung
des Kindes des Klägers vor ihrem Inkrafttreten abgeschlos—

sen wär‚ sind sie auch nicht in der Lage, das gesetzliche
Leistungsrecht der EVO zu ändern (vgl„ dazu Schlüter aaO

‚S„ 471 unter HinWeis auf Langkeit in Pharmazeutische.
-ZeitUng 1970, 1450)° Den Richtlinien zur Sicherung der
kassenzahnärztlichen Versorgung kommt keine normative }

Bedeutung zu (vgl„ zu einem ähnlichen Sachverhalt BSG 6,

_'-17
‘.
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252 und Urtnr° 50„September 1966 — 9 RV 1006/65 — in Breith4

“1967, 255, 256 mit weiteren Nachweisen sowie BSG in SozR

Nr° 5 zu € 5 VwZG)° Sie sind insofern von Bedeutung, als

sich die Verwaltung dadurch selbst bindet, d° h„ wenndie
in den Richtlinien genannten Kieferanomalien vorliegen,

ist die Kasseauf jeden Fall verpflichtet, kieferorthopä—»
dische Maßnahmen als Sachleistung gem° @ 182 Abs° l Nr° 1‚

BVD zu gewähren° ‘ '

nach den’Fe3tstellungen des LSG, die sich auf Sachverstän—’

digengutachten stützen, lagen bei dem Sohne des Klägers deut—

_
liche Kaufunktionsstörungen vor, nämlich ein offener Biß,

—also die Unmöglichkeit beim Kieferschluß, die vorderen Zähne
in normale Scherenbißstellung (Okklusion) zu bringen° Dürch

die Heilbehandlung nach dem kieferorthopädisohen Behandlungs—

plan konnte die Entwicklung des Kiefers‚ insbesondere der

zweiten Zähne, so beeinflußt werden, daß ein geschlossener

Biß entsteht und nunmehr der Kiefer seine natürliche Reiß—

und Kaufunktion wieder zu erfüllen vermag° Das LSG hat es
aüsgeschlossen, daß sich die.géstörte Körperfunktion durch

' die natürliche Entwicklung auch ohne ärztliche Hilfe normaw‚
lisiert° Es lag mithin Behandlungsbedürftigkeit in dem'
oben genannten Sinn vor„ Die gegen diese Feststellung des

LSG e1hobenen Einwände greifen nicht durch° Es ist nicht

ersichtlich, daß das Berufungsgericht die Grenzen des Rechts

der freien Beweiswürdigung (@ 128 Abs° 1 Satz 1 des Sozial—

gerichtsgeset2es —SGG—) überschritten hat°

Nach alledem hat der Kläger einen Anspruch gegen die Be—j|'

klagte auf kieferorthopädisChe Behandlung seines sohnes

_als Sachléi$tung„_Diese kann von dem_Kassenzahnerzt Scholla

1— 8 f _
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der seine Bereitschaft hierzü durch die Aufstellung des
kieferörthopädisdhen Behandlungsplans erklärt hat, durch—

geführt werden" '

Die Kostenentscheidung folgt aus 5 195'SGG„.
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